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Leitlinien zur Jugendhilfe 
JJine Orientierungshilfe 
ür Mandatsträger und Fachleute 

fii^ ?Ul,desfachausschuß Jugendpolitik der CDU hat Leitlinien 
H^f

ei"e zeitgemäße Jugendhilfe erarbeitet. Die Jugendhilfe 
^ei   • a,le Leistun8en zur Bildung, Erziehung, Sozialisation, 
fyte

Zeit8estaltung und Erhaltung der Gesundheit außerhalb von 
SchuR   .us' Schule und Berufsausbildung. Der Bundes!achaus- 
Ju&    W<H mit seinen Leitlinien insbesondere Mandatsträgern in 
hi|f^ndw°hliahrtsausschüssen, aber auch Fachleuten der Jugend- 
hi|f Ul,d Multiplikatoren in der Jugendarbeit eine Orientierungs- 

e anbieten. 

Sende Aufgaben sind unter anderem notwendig: 
Q   Forderung neuer Formen der Jugendhilfe, soweit sie sich innerhalb des 

\ ^   ndkonsenses unserer demokratischen Gesellschaft bewegen; 
Uin  rianmen' die Jugendlichen eine selbstverantwortliche  Lebensgestal- 

v     8 im Berufsleben und in der Freizeit erleichtern; 
ge   Verbesserung des Jugendschutzes, die insbesondere den Entwicklun- 
ejnH!m Videobereich Rechnung trägt und die den Mißbrauch von Alkohol 

s . Qammt; 

dje   Novellierung des Jugendwohlfahrtsgesetzes. Damit soll in erster Linie 
K0    arn>lie in ihrer Selbstverantwortung gestärkt werden; behördliche 
ano„K°"en sollen abgebaut und funktionsgerechtere, bürgernähere Hilfen 

geboten werden; 
und S   r^ere Verwirklichung des Erziehungsgedankens im Jugendstrafrecht 

ln der Jugendgerichtshilfe. 
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Diese Dokumentation enthält Auszüge aus den Kapiteln „Stellenwert def   f 
gendhilfe", „Jugendarbeit", „Jugendsozialarbeit" und „Jugendschutz", 
vollständige Text liegt als Broschüre der CDU-Bundesgeschäftsstelle vor. 

Stellenwert der Jugendhilfe 
Die CDU tritt für eine bedarfsgerechte Gestaltung und Förderung,deLf* 
gendhilfe ein. Freie und öffentliche Träger der Jugendhilfe sichern ein o^ 
renziertes und plurales Angebot an Einrichtungen und Hilfen. Damit     n 
dem Wahlrecht der jungen Menschen und der Eltern unter den AngeP 
und Trägern der Jugendhilfe Rechnung getragen. 

Novellierung des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
eil® 

Die  CDU  setzt sich  für eine  Novellierung des Jugendwohlfahrtsges   ,j. 
(JWG) ein. Bei dieser Novellierung muß es gelingen, die fachliche und re     , 
ehe Entwicklung der letzten 20 Jahre aufzugreifen und auch im Gesetze 
sichtbar zu machen. A 

Dies ist deshalb erforderlich, weil die gegenwärtige Jugendhilfepraxis ' A- 
über das Gesetz hinausgewachsen ist. So werden beispielsweise die soziäiF ,, 
agogischen Hilfen für die Familie sowie die ambulanten und teilstatio ^ 
Angebote für junge Menschen, die heute im Mittelpunkt der Jugendhil j, 
hen, im Gesetz überhaupt nicht ausdrücklich erwähnt; vielmehr ist daS

F%j|i,: 

tige JWG eingriffsorientiert und auf Hilfen außerhalb der eigenen r*» 
ausgerichtet. 

Die JWG-Novelle sollte sich von vier Prinzipien leiten lassen« 

— Hilfen in und mit der Familie stärken; 
— Grundsatz der Subsidiarität; ^J> 
— Abbau behördlicher Kontrollen und Eingriffe zugunsten kooperativer     ^ 

lungsansätze zwischen Jugendamt und (Pflege-)Familie (Stärkung der 
Verantwortung); 

— Bürgernähe und Verwaltungsvereinfachung. 
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rhältnis freier zu öffentlichen Trägern 

Pia e UnC* öffentliche Träger müssen im Sinne einer wirksamen Jugendhilfe 
nvoll zusammenwirken. 

tü !® Verwirklichung von Freiheit der eigenverantwortlichen Lebensgestal- 
WQH -^ mu^ der Staat da auf die Übernahme von Aufgaben verzichten, 
fyj . er einzelne oder überschaubare Gemeinschaften diese erfüllen können. 
Und ^r Streute, sondern der selbständige Mensch ist Ziel unserer staatlichen 
Ver 

Soz'alen Ordnungspolitik. Seine Bereitschaft in Gemeinschaft mit anderen 
üm

antw°rtung in Gesellschaft und Staat zu übernehmen, wird von der CDU 
^stützt und gefördert. 

Jü 
nistorisch gewachsene Zusammenarbeit freier und öffentlicher Träger der 

j gendhilfe hat sich bewährt. Sie muß weiterhin Grundlage der Struktur der 
, Beihilfe sein. 

\Vert     
Jugendhilfe bringen in großem Umfang ehrenamtliche Mitarbeiter 

frej Vorstellungen, Erfahrungen und unverzichtbare Impulse.in die Arbeit 
r und öffentlicher Träger ein. 

fe ^ität in der Jugendhilfe spiegelt die Meinungsvielfalt in unse- 
u Gesellschaft wider. Sie ist Grundlage für die Fortentwicklung 
D Serer demokratischen Gesellschaft. 

sie   • J^V tritt für die Förderung neuer Formen in der Jugendhilfe ein, soweit 
bewQ     innerhalb des Grundkonsenses unserer demokratischen Gesellschaft wegen. 

\( 

^nuinale Jugendhilfeplanung 

für . U tritt trotz zunehmender Finanzprobleme der öffentlichen Haushalte 
Hiit jsj16 ^tensive Jugendpolitik in den Städten und Gemeinden ein. Sie fordert 
^m UCk die VeraDscniedung kommunaler Jugendhilfepläne durch die 
^eiib Unalen Vertretungskörperschaften. Kommunale Jugendhilfepläne, als 
rUng J

e,cn der Sozial- und Stadtentwicklungsplanung, müssen der Verbesse- 
?UnUn

er Ju8endhilfe dienen und machen daher eine am Bedarf orientierte 
öffe 8 erforderlich. Durch sie soll der sachlich gerechtfertigte Einsatz von 

lcnen Mitteln im Bereich der Jugendhilfe gewährleistet werden. 
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Um die vorhandenen Vorstellungen zur Ausgestaltung der Jugendhilfe tß& 
liehst umfassend berücksichtigen zu können, müssen die freien Träger be,..-ßl 
Aufstellung von Jugendhilfeplänen von Anfang an verantwortlich beten* 
werden. 

Jugendhilfepläne auf kommunaler Ebene sollen in erster Linie für die fre . 
und öffentlichen Träger der Jugendhilfe und die politisch Verantwortlicfl • 
aufgrund der vorhandenen Angebote, Dienste und Einrichtungen zukunfts° 
entierte Planungsperspektiven ermöglichen und für alle Kinder und Jugen 

chen, deren Eltern und alle an der Arbeit mit jungen Menschen Betroffen 
und  Interessierten, eine qualifizierte und differenzierte Informations^.11 .( 
und wirksame Handlungsgrundlage darstellen. Dadurch wird die Kontin11' 
der Jugendhilfe und das subsidiäre bzw. partnerschaftliche Zusammenwi1" 
freier und öffentlicher Träger gesichert. 

Jugendarbeit 
Nach unserem Verständnis werden unter Jugendarbeit allgemein alle Ve . 
staltungen, Einrichtungen und Tätigkeiten zusammengefaßt, die neben »a 

lie, Schule und Beruf jungen Menschen behilflich sein wollen, sich auf mf jg 
ben, ihre Aufgaben in der Familie, im Staat, in verschiedenen Gruppen s° c. 
in Politik, Freizeit und Arbeitswelt vorzubereiten, einzustellen und diese , 
gaben entsprechend ihren Fähigkeiten bewußt wahrzunehmen und zu ge 

ten. 

Jugendarbeit will jungen Menschen dabei helfen, eigene Positionen durch " J 
tierung an Werten zu finden, Gesellschaft und Staat mitgestalten zu können \ 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten auch zu handeln. Breiten Raum in der Jug ^ 
arbeit nehmen aber auch die Angebote ein, in Gemeinschaft seine Freize . 
gestalten, in zweckfreiem Spiel, in Interessen- und Neigungsgruppen» 
Zwang und Erfolgskontrolle. 

Die Aufgaben und Schwerpunkte der Jugendarbeit wechseln mit den     ^ 
dernissen, die sich im Rahmen gesellschaftlicher Entwicklungen aUS

cj1te
I 

sehen, Interessen und Bedürfnissen junger Menschen ergeben. Un&Jjaf JH' 
solcher unterschiedlicher Entwicklungen wird die Eigenständigkeit 
gendarbeit bestimmt 
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von der Freiwilligkeit der Annahme und der Teilnahme, 
von jugendgemäßem, zunehmend selbstverantwortetem  Erleben, Lernen 
Un<J Handeln, 

^ v°n der Pluralität des Angebotes eigenständiger Träger, 
urch die Bildung von Gruppen Gleichaltriger mit gemeinsamen Interes- 

sen, Vorstellungen und Zielen, 
V°n der Flexibilität von Inhalten, Methoden und Formen. 

,Uralität im Angebot 

Ver^
s^rer Gesellschaft sind die verschiedensten Gruppierungen (Kirchen, 

wicki Gewerkschaften, Parteien und andere) am gesellschaftlichen Ent- 
anJunn8Spr°Zeß direkt oder indirekt beteiligt. Sie tragen ihre Vorstellungen 
Scrjiehfe Men?cnen heran und hoffen, sie dafür gewinnen zu können. Dies ge- 
recht? niCht in der unbefragten Übernahme dieser Vorstellungen. Es ist das 
get, J°nger Menschen, sich an Wertsetzungen und -entscheidungen zu beteili- 
erniiif,e 8ese."scnaft,ichen Gruppierungen sollen junge Menschen befähigen und 
j       'gen, dieses Recht zu wahren und auszuüben. 

^0rme rbeit muß in ihren Angeboten, inren Zielsetzungen, ihren Inhalten, 
$chjed,n "nd Methoden die unterschiedlichen Wertvorstellungen und unter- 
Wähj-j chen politischen Auffassungen berücksichtigen. Das ist nur zu ge- 
Ange^

lsten< wenn in der Jugendarbeit verschiedene Träger jungen Menschen 
bei sinHtH-Unter °ffen,eSunS ihrer Zielrichtung zur Auswahl unterbreiten. Da- 
AüSoe^ , e Trager bei inhaltlicher Pluralität zur Anerkennung, Wahrung und 
Uflcl un ng unverzichtbarer Gemeinsamkeiten wie der Menschenrechte 

userer demokratischen Ordnung verpflichtet. 

^gendverbandsarbeit 

ehung .Verbände leisten einen wesentlichen Beitrag zur personalen Verwirkli- 
^erantwn8er Menschen- Hier wird von der Einmaligkeit und unersetzbaren 
aUf a 

0rtiichkeit des einzelnen Menschen ausgegangen, der als Person dar- 
ben Je?en ist' sicn in Gesellschaft zu verwirklichen, seine Identität zu 
*knH*iU lm gesellschaftlichen Prozeß zu wahren sowie im solidarischen 

ueln zu entfalten. 
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Ein besonderer Vorzug der Jugendverbände besteht darin, daß sie Werte <J 
Ziele anbieten und zur Diskussion stellen, die für junge Menschen Antwof 

auf ihre Sinnfragen darstellen, ihnen Perspektiven für ihr Handeln aufzeig 
können und jugendgemäßem Mitwirken in Staat und Gesellschaft als Grundl«» 
dienen. 
Der Staat muß dieses Engagement fördern, statt durch Ausweitung seiner *^ 
ständigkeiten und Überschätzung seiner Leistungsfähigkeit die Bereitscj1 

des einzelnen und von Gruppen zu solidarischem und verantwortlichem H 
dein zu ersticken. 
Daher muß auch in Zukunft die Arbeit der Jugendverbände ein wichtig 
Feld sozialen und politischen Engagements bleiben und entsprechend der4jt 
weiligen  Erfordernissen weiterentwickelt werden.  Die CDU setzt s'c'1

hßr 
Nachdruck für die verstärkte Förderung der freien Träger und Vereine als le" 
digen Lebensräumen unserer pluralen Gesellschaft ein. 

„Offene Jugendarbeit" 

Jugendarbeit wird über die Jugendverbände hinaus z. B. auch von Träger" 
fener und teiloffener Türen, Jugendhöfen, Jugendbildungsstätten, gemein 
zigen Vereinen und Jugendämtern angeboten. Diese Träger wollen Jun~fl<J 
Menschen zum Teil ohne Anspruch auf erzieherische Gesamtprogramme ^ 
längerfristige Bindung Gesellungs-, Bildungs- und Spielangebote macheni. 
leisten damit einen unverzichtbaren Beitrag zur Verbesserung der ?rel-^ 
möglichkeiten junger Menschen in unserer Gesellschaft. Sie bieten derii J 
gen Menschen auch gezielt an, in einer Gemeinschaft Gleichgesinnter $    ^ 
angebote anzunehmen und Sachinteressen über einen begrenzten Zeitrau 
verfolgen. 
Die CDU begrüßt, daß auch Jugendverbände verstärkt offene Formen dfr^e 
gendarbeit für junge Menschen praktizieren. Sie eröffnen diesen darn'     ^ 
Chance, sich über unverbindlichere Formen des Mitmachens freiwilhg 
informiert zu Bindungen zu entscheiden. 

Wenn „Selbstverwaltung junger Menschen" in Einrichtungen der °^Gtie^efl' 
gendarbeit angestrebt wird, muß die Gefahr der Manipulation junger ^ 
sehen durch Festlegung ihrer Interessen auf von außen weltanschaulich ^et 
politisch vorgegebene Definitionen ihrer Interessen vermieden werden- 
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v°n s ^Ienscnen binden will, muß das offen sagen. Bindung über den Anschein 
Anli        tverwa,tun8 ,ehnt die CDU ab' Im übri8en ist es ehrlicher und dem 
ner 

e§en Junger Menschen auf Mitgestaltung ihres Lebensraumes angemesse- 
nen      * Selbstverwaltung zu propagieren, von Mitverantwortung zu spre- 

n und sie auch zu praktizieren. 

ha|te und Methoden der Jugendarbeit 

pr0 
ren Angeboten ist Jugendarbeit nicht auf Methoden und bestimmte Lern- 

inte mme fest8e'e8t- Sie stellt vielmehr ein von den Anlagen, Fähigkeiten, 
melu

e^s.en ur>d Bedürfnissen junger Menschen ausgehendes vielseitiges und 
bar -0cl|sch vielfältiges Angebot dar. Der junge Mensch steht dabei unmittel- 
iimfa

m Vordergrund, seine Entfaltung soll nicht einseitig funktional, sondern 
Ssend personal gefördert werden. 

tische Bildung 

ihrer v Bildung vermittelt den jungen Menschen Wissen und Fähigkeiten, 
den p e!"antwortung als Bürger eines demokratischen Staates gerecht zu wer- 
>n jnr °

ntische Bildung in der Jugendarbeit soll aktuelle politische Ereignisse 
öje j n geschichtlichen Zusammenhang stellen und sie transparent machen. 
*iehen 

0rmationen müssen alle politischen Ebenen und Sachbereiche einbe- 
ünd ij" p°htische Bildung soll Strukturen und Prozesse erkennbar machen 
*n den

rs.achen und Lösungsmöglichkeiten für politische Konflikte aufzeigen. 
^eckt JUnSen Menschen soll die Bereitschaft zum politischen Handeln ge- 
Mens , erden. Die Eröffnung eines Aktionsraumes, der die Fähigkeit junger 
*Uno ,en nicht ausschöpft oder sie übersteigt, führt jedoch zur Überschät- 
n'cht v 

er ZUr Resignation und kann deshalb im Rahmen politischer Bildung 
antwortet werden. 

b 
ernatjonale Jugendarbeit 

"*egegn
lnternationale Jugendarbeit werden jungen Menschen Kontakte und 

Urtej]e , "gen mit Angehörigen anderer Völker eröffnet. Dadurch werden Vor- 
^endarb ge^aut und Grundlagen für internationale Verständigung gelegt. Ju- 

11 kann insbesondere in der politischen und kulturellen Bildung so- 
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wie in der Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter ihre Inhalte nicht al,^et,e 
Gegebenheiten und Problemen des eigenen Landes beziehen. Wohl und     .^ 
der eigenen Gesellschaft hängen in zunehmendem Maße von weltweiten 
ternationalen Bedingungen, Prozessen und Wechselwirkungen ab, wie u 
kehrt die Verantwortung des eigenen Landes für die Erhaltung des Wei 
dens und seine gerechte Ausgestaltung ständig zunimmt. 
In der internationalen Jugendarbeit müssen die Träger neben einer Bej"bjj)c 
sichtigung von Gesichtspunkten der Kultur-Außenpolitik der Bundesrep    j„ 
Deutschland auch eigene Akzente setzen können. Diese müssen vom Bun ^ 
gleicher Weise gefördert werden wie Maßnahmen, die den Interessen de ^ 
litik der Regierung dienen. Zur internationalen Jugendarbeit gehören da ^ 
mühen um Ausländer, die in der Bundesrepublik Deutschland leben, un 
besondere Einsatz der Jugendarbeit für die Entwicklungshilfe. 

Der Ordnungskonsens ^ 
Wenn Jugendarbeit als öffentliche Aufgabe verstanden wird, wenn sie   ^ 
dem Subsidiaritätsprinzip strukturiert ist und ihr Bestand durch die r    ßfl 
rung aus öffentlichen Mitteln abgesichert ist, so setzt dies bei den einz   ^ 
Trägern den Konsens über die Grundprinzipien der Ordnung voraus, 
Jugendarbeit stattfindet. .ef 
Der einzelne Träger von Jugendarbeit in der Bundesrepublik Deutschte0 ' ^ 
sein Angebot mit öffentlichen Mitteln finanzieren will, muß sich verpflicn ' ^ 
ne den Zielen des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland iox6.c\^ 
Arbeit zu leisten. Das setzt die Anerkennung der freiheitlich-demokrai 
Grundordnung und parlamentarisch-repräsentativen Demokratie vora -^ 
Kommunen und Staat als Garanten dieses Systems sind verpflichtet, die ^ 
gäbe von Mitteln von der konstruktiven Mitwirkung am Grundkonsen. ^ 
von der Gewähr für die sachgerechte, wirtschaftliche und zweckmäßig 
wendung der Mittel abhängig zu machen. 

Bundesjugendplan . $ 

Der von der CDU entwickelte Bundesjugendplan muß weiter ausgebaut     ^ 
einem Plan für eine gezielte Förderung der Jugendarbeit werden. Er nii.^. 
dig mit den Jugendplänen von Ländern und Kommunen abgestimmt w 
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]an f .reJen Trägern muß durch entsprechende Finanzierungszusagen eine 
eher nstigere Aktivitäten- und Personalplanung ermöglicht werden. Die Si- 
gerie

Ung der Arbeit freier Träger und ihre Möglichkeit, Jugendarbeit nach ei- 
ben 

n Ehalten, Schwerpunkten und Zielen zu gestalten, müssen Vorrang ha- 
schröV°.r einer auf bestimmte Zielsetzungen, Gruppen und Maßnahmen be- 

rankte Projektförderung. 

Gesa 
ünd.esJugendplan so11 das Engagement der jungen Generation in ihrer 

ler, ^lheii fördern. Hilfen für besondere Gruppen (z. B. junge Spätaussied- 
gefari 

nge Obdachlose, junge Suchtgefährdete, junge Behinderte, junge Straf- 
JügerA

enf^ und Kinder ausländischer Arbeitnehmer) sind zum Teil als in die 
alsSn ^ integrierte Maßnahmen und ergänzend dazu soweit erforderlich 

°ndermaßnahmen zu fördern. 

fu8endsozialarbeit 
n der 

einher 
8^genwartiSen wirtschafts" und Arbeitsmarktsituation und der damit 

*°8ene F   .nden Jugendarbeitslosigkeit erhält Jugendsozialarbeit als berufsbe- 
^en St ,.rziehlings- und Bildungshilfe für junge Menschen einen besonders ho- 

Stellenwert. JUgen, 
rUfsv0ru0zia,arbeit leistet Erziehungs- und Bildungshilfen während der Be- 
Sg Ur?jr3!tun8' Berufsausbildung und Berufstätigkeit (u. a. auch Umschu- 
lerihan     Fortbildung), einschließlich der Unterbringung außerhalb des El- 

uses (Jugendwohnheime), 
b 

^rufSVOrbereitende Hilfen sind Hilfen beim Übergang von der Schule in den 

*w 
o enendCf   re" Z* B'  Infonnationsveranstaltungen,  Beratungsangebote,  Wo- 
^ndaiiTf611611,   Abendseminare,  mehrwöchige   Kurse,   Grundlehrgänge, 

Scllaftsw S^lldungslehrgänge,      Gemeinschaftswerkstätten,      Jugendgemein- 
?e' in d Förderschulen für Spätaussiedler und ausländische Jugendli- 
sngs- UnH6An Über die Beruf"sfe'der, Ausbildungswege und über die Ausbil- 

huiakc 
d       eitsmarktlage informiert wird. Hier sind z. B. Sprachkurse und 

&eruf   
scnlußkurse von Bedeutung. 

^ertifswe8lhltende Und weiterführende Hilfen sind beispielsweise Hilfen beim 
cnsel, Vorbereitung von angelernten und ungelernten jungen Men- 
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sehen auf die Facharbeiterprüfung, Vermittlung von Schulabschlüssen 
junge Berufstätige oder Arbeitslose. , 
Einen wesentlichen Teilbereich der Jugendsozialarbeit stellen die Ju^j|- 
Wohnheime dar. Sie ermöglichen die auswärtige Unterbringung.von Ausz ^ 
denden oder jungen Arbeitnehmern sowie von alleinstehenden oder von 
Familie getrennt lebenden jungen Menschen. ^ 
Die Jugendwohnheime sind auch Lern- und Erziehungsfeld für benachtej» 
junge Menschen, insbesondere für Jugendliche ohne qualifizierten Sen 
schluß, jugendliche Aussiedler, Jugendliche aus dem Umfeld der öffentu 
Erziehung und aus schwierigen Familienverhältnissen. 
Die CDU setzt sich für eine angemessene Unterstützung und Förderung 
Träger von Maßnahmen der Jugendsozialarbeit ein. ^ 

Insbesondere sind solche Maßnahmen verstärkt zu (ordern, die die s°zial* „jd 
berufliche Eingliederung von jugendlichen Spätaussiedlern, ausländische „. 
anderen benachteiligten Jugendlichen zum Ziel haben. Im Rahmen tlanK 
der Maßnahmen kommt der Jugendsozialarbeit nicht zuletzt deshalb ein ^ 
ße Bedeutung zu, weil diese Gruppen von den traditionellen Bildung^ ^. 
Erziehungseinrichtungen (Kindergarten, Schule) oft nicht mehr erreicht 
den. 

Jugendschutz 
Jugendschutz umfaßt als Teilgebiet der Jugendhilfe die Maßnahmen, vj^i 
die Erziehung und Entwicklung des jungen Menschen zur mündigen r 
und die Entfaltung seiner personalen Existenz gewährleisten sollen. 

Hieraus ergibt sich für den Jugendschutz die Aufgabe, entwicklungsgefa^ ^ 
den Einflüssen entgegenzuwirken. Insbesondere befaßt sich Jugendscnn     ^ 
aktuellen Gefährdungen (z. B. Suchtmittelmißbrauch, negative Beeintiu 
durch Medien, Jugendkriminalität). ^ 
Der Schutz der heranwachsenden Generation vor körperlichen, geist!^jj n"! 
seelischen Gefährdungen kann in einer modernen Industriegesellsch ^ 
dann erfolgreich sein, wenn neben gesetzlichen Schutzbestimmunge ^ 
Kontrollen die erzieherisch Verantwortlichen und die Kinder und ^K^ 
chen selbst in die Lage versetzt werden, Gefährdungen verschiedenster 

10 
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best "
nen; Die CDU wil1 geeignete Maßnahmen einleiten, neue Gefährdungstat- 

ren 
ai?7e in unserer Gesellschaft rechtzeitig aufzuzeigen und wirksam abzuweh- 

keit s 'tf*•1 Ziel dient d'e Neurege,ul,g des Jugendschutzes in der öffentlich- 
§ege phWerPunkte der Neuregelung sind die Verbesserung des Jugendschutzes 
Po,." Videoprogramme mit kriegsverherrlichenden, gewaltverherrlichenden und 
ho|mofapniscnen Inna,ten sowie die Verbesserung der Bekämpfung des Alko- 

n,ubrauchs durch Minderjährige. 

gefgk *jr hinaus ist es erforderlich, Kinder und Jugendliche auf entwicklungs- 
f°rmat E,emente aufmerksam zu machen und durch entsprechende In- 
ais du ,nen und Motivationen gegen diese zu immunisieren. Jugendschutz ist 
sche« r.ch8ängiges Prinzip bei allen Formen der schulischen und außerschuli- 
j   cn Jugendbildung unerläßlich. 

^sam°ndere die 0rgane der öffentlichen Jugendhilfe haben die Aufgabe, in 
Beei1J/nienarbeit mit freien Trägern Hilfen zu gewähren, die geeignet sind, 
V°n K-ra!:htlSungen der körperlichen, geistigen oder seelischen Entwicklung 
den -7 L

1
"" 

und Jugendlichen vorzubeugen sowie Gefährdungen oder Schä- 
zu beseitigen. 

daß g . die Jugendämter und freien Träger der Jugendhilfe dafür zu sorgen, 
gebii^e"Ugend 8eei8nete Räume (Jugendschutzstellen) und entsprechend aus- 
Von fr. Fachkräfte für die Beratung sowie die vorübergehende Aufnahme 
Jjm 

n und Jugendlichen bereitstehen. 
v0r. 

einen wirksamen Jugendschutz zu sichern, schlägt die CDU folgendes 

ubeS S?setz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit und das Gesetz 
alsh- ile Verbreitung jugendgefährdender Schriften müssen konsequenter 

oisher angewandt werden. 

schuftZliche Und wiederho,te Verstöße gegen Bestimmungen des Jugend- 
sionAZgrSetzes müssen zur Einschränkung bzw. zum Entzug von Konzes- 

•ien führen. 
digke'nema,l8^me'nen Vo,,zugsdefizit entgegenzuwirken, sind die Zustän- 
Beh^lf" fur die an der Durchführung der Jugendschutzgesetze beteiligten 
^  norden klarer zu regeln. 

geSgt f.m Jugendamt muß mindestens eine Fachkraft mit den Aufgaben des 
zllchen und erzieherischen Jugendschutzes beauftragt werden. 
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— Ein  spezieller Fachausschuß (Unterausschuß des Jugendwohlfahrts 
Schusses) sollte die entsprechenden Aktivitäten im Jugendamtsbereicn   . 
regen und mittragen. Er sollte die Kooperation zwischen Jugendamt, 
nungs- und Polizeibehörde und freien Trägern verbessern helfen. 

— Der erzieherische Jugendschutz muß insbesondere in den Bereichen 
Suchtprophylaxe, der Medienpädagogik sowie im Vorfeld der Jugen 
minalität intensiviert werden. 
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